
Für GmbH-Gesellschafter

Finanzverwaltung äußert sich zu nachträglichen 
Anschaffungskosten auf die GmbH-Beteiligung

|  Durch das seit dem 1.11.2008 geltende „Gesetz zur Modernisierung des GmbH-
Rechts und zur Bekämpfung von Missbräuchen (kurz: MoMiG)“ wurde das Eigenka-
pitalersatzrecht aufgehoben. Inzwischen gibt es bereits erste Entscheidungen zur 
steuerlichen Berücksichtigung ausgefallener Finanzierungshilfen eines GmbH-Ge-
sellschafters, in denen der Bundesfinanzhof eine Neuorientierung vorgenommen 
hat. Der neuen Rechtsprechung hat sich die Finanzverwaltung nun angeschlossen.  |

Aktuelles aus der Gesetzgebung 
und Rechtsprechung 06 | 2019

Alte und neue Rechtslage 
im Überblick

Gewährte ein Gesellschafter „seiner“ 
GmbH aus dem Privatvermögen ein Dar-
lehen, führte der Ausfall nach der bishe-
rigen Rechtsprechung zu nachträgli-
chen Anschaffungskosten auf die Betei-
ligung. Voraussetzung war, dass die Hin-
gabe des Darlehens durch das Gesell-
schaftsverhältnis veranlasst war. Ent-
scheidend war insoweit, ob die Finanzie-
rungshilfe eigenkapitalersetzend war.

Beachten Sie  |  Die Beurteilung als 
nachträgliche Anschaffungskosten war 
bzw. ist insoweit vorteilhaft, als sich da-
durch ein etwaiger Veräußerungs- oder 
Auflösungsgewinn vermindert oder ein 
entsprechender Verlust erhöht. Bei der 
Höhe der nachträglichen Anschaf-

fungskosten wurden jedoch mehrere 
Fälle unterschieden. Danach konnte 
der Nennwert des Darlehens angesetzt 
werden; im „schlechtesten Fall“ aber 
sogar ein Wert von 0 EUR.

Durch das MoMiG wurde das Eigenka-
pitalersatzrecht dereguliert. Ein Darle-
hen ist nach den Vorschriften des Mo-
MiG zu behandeln, wenn 

•• das Insolvenzverfahren bei einer
GmbH nach dem 31.10.2008 eröff-
net wurde oder

•• Rechtshandlungen, die nach § 6 des
Anfechtungsgesetzes (AnfG) der An-
fechtung unterworfen sind, nach dem
31.10.2008 vorgenommen wurden.

Die Neuregelung ist dadurch gekenn-
zeichnet, dass alle Gesellschafterdar-

lehen – mit Ausnahme der durch das 
Sanierungsprivileg und das Kleinanle-
gerprivileg begünstigten Darlehen – in 
der Insolvenz nachrangig sind und eine 
Rückzahlung innerhalb eines Jahres 
vor Stellung des Insolvenzantrags an-
gefochten werden kann. Infolgedessen 
wird nicht mehr zwischen kapitalerset-
zenden und übrigen Gesellschafterdar-
lehen unterschieden.

Daten für den Monat  
Juli 2019

↘↘ STEUERTERMINE
Fälligkeit:
• USt, LSt = 10.7.2019

Überweisungen (Zahlungsschonfrist):
• USt, LSt = 15.7.2019

Scheckzahlungen:
Bei Scheckzahlung muss der Scheck 
dem Finanzamt spätestens drei Tage 
vor dem Fälligkeitstag vorliegen!

↘↘BEITRÄGE SOZIALVERSICHERUNG

Fälligkeit Beiträge 7/2019 = 29.7.2019

↘↘ VERBRAUCHERPREISINDEX
(Veränderung gegenüber Vorjahr)

4/18 9/18 12/18 4/19
+ 1,3 %  + 2,2 % + 1,7 % + 2,1 %



– 2 – Im Juni 2019

Neue Rechtsprechung des 
Bundesfinanzhofs

Bei der Ermittlung nachträglicher An-
schaffungskosten nach neuem Recht 
ist auf den Begriff der Anschaffungs-
kosten nach § 255 des Handelsgesetz-
buchs (HGB) abzustellen. 

Nachträgliche Anschaffungskosten lie-
gen demnach nur noch dann vor, wenn 
die Aufwendungen des Gesellschafters 
nach handels- und bilanzsteuerrechtli-
chen Grundsätzen zu einer offenen 
oder verdeckten Einlage in das Kapital 
der Gesellschaft führen. Dies gilt insbe-
sondere für

•• Nachschüsse im Sinne der §§ 26 ff.
des Gesetzes betreffend die Gesell-
schaften mit beschränkter Haftung
(GmbHG),

•• sonstige Zuzahlungen nach § 272
Abs. 2 Nr. 4 HGB (insbesondere Ein-
zahlungen in die Kapitalrücklage),

•• Barzuschüsse oder

•• den Verzicht auf eine noch wert-
haltige Forderung.

Beachten Sie  |  Aufwendungen aus 
Fremdkapitalhilfen wie der Ausfall eines 
Darlehens oder der Ausfall mit einer 
Bürgschaftsregressforderung führen 
demgegenüber grundsätzlich nicht 
mehr zu Anschaffungskosten der 
GmbH-Beteiligung.

MERKE  |  Etwas anderes kann sich er-
geben, wenn die vom Gesellschafter 
gewährte Fremdkapitalhilfe wegen der 
vertraglichen Abreden mit der Zufüh-
rung einer Einlage in das Gesell-
schaftsvermögen wirtschaftlich ver-
gleichbar ist. Dies kann der Fall sein 
bei einem Gesellschafterdarlehen, 
dessen Rückzahlung auf Grundlage der 
von den Beteiligten getroffenen Verein-
barungen (wie beispielsweise der Ver-
einbarung eines Rangrücktritts) im 
Wesentlichen denselben Vorausset-
zungen unterliegt wie die Rückzahlung 
von Eigenkapital. In einem solchen Fall 
kommt dem Darlehen auch bilanzsteu-
errechtlich die Funktion von zusätzli-
chem Eigenkapital zu. 

Die rein gesellschaftsintern wirkende 
Umgliederung einer freien Gewinn-
rücklage in eine zweckgebundene 
Rücklage führt gleichfalls nicht zu 
nachträglichen Anschaffungskosten 
auf den Geschäftsanteil des veräußern-
den Gesellschafters.

Schreiben der Finanzverwaltung 
und Vertrauensschutz

Das Bundesfinanzministerium hat sich 
der vorgenannten Rechtsprechung nun 
angeschlossen. Auch die vom Bundes-
finanzhof getroffene Vertrauens-
schutzregelung hat die Finanzverwal-
tung übernommen. 

Beachten Sie  |  Aus Gründen des Ver-
trauensschutzes hat der Bundesfinanz-
hof in seiner Entscheidung vom 
11.7.2017 die Anwendung der bisheri-
gen Grundsätze für weiter anwendbar 
erklärt, wenn die Finanzierungshilfe 
vor dem Tag der Veröffentlichung die-
ses Urteils (das war der 27.9.2017) ge-
leistet wurde oder eigenkapitalerset-
zend geworden ist. 

Beachten Sie  |  Das Bundesfinanzmi-
nisterium ist hier sogar noch etwas 
großzügiger. Denn es bezieht Fälle bis 
einschließlich des 27.9.2017 ein. Inso-
weit ist aus Vertrauensschutzgründen 
also weiterhin das Schreiben des Bun-
desfinanzministeriums vom 21.10.2010 
anzuwenden.

Offene Fragen

Das Bundesfinanzministerium hat sich 
der neuen Rechtsprechung zur Behand-
lung von Finanzierungshilfen als nach-
trägliche Anschaffungskosten auf die 
GmbH-Beteiligung angeschlossen. Dies 
ist zu begrüßen, da nun insoweit für die 
Praxis Rechtssicherheit besteht.

Der Zeitpunkt der Verwaltungsanwei-
sung kam jedoch überraschend. Denn 
es sind noch einige Verfahren zu dieser 
Thematik anhängig. Daher wurde er-
wartet, dass die Verwaltung diese Ent-
scheidungen zunächst abwarten und 
sich dann (umfassend) äußern würde. 

So ist z. B. derzeit noch nicht explizit ge-
klärt, wie ein Rangrücktritt (vgl. hierzu 
die Ausführungen im MERKE-Kasten) 
ausgestaltet sein muss. Zudem hat das 
Finanzgericht Berlin-Brandenburg eine 
Vertrauensschutzregelung kritisiert 
und allein auf das Inkrafttreten des Mo-
MiG (am 1.11.2008) abgestellt. Die wei-
tere Entwicklung bleibt also abzuwarten.

Quelle  |  BMF-Schreiben vom 5.4.2019, Az. IV 
C 6 - S 2244/17/10001, unter www.iww.de, Ab-
ruf-Nr. 208388; BFH-Urteil vom 11.7.2017, Az. 
IX R 36/15; BFH-Urteil vom 6.12.2017, Az. IX R 
7/17; BFH-Urteil vom 20.7.2018, Az. IX R 5/15; 
FG Berlin-Brandenburg, Urteil vom 13.12.2018, 
Az. 3 K 3207/17, Rev. BFH Az. IX R 1/19 

Für Arbeitgeber

Sensibilisierungswoche 
führt zu Arbeitslohn

|  Mit der Teilnahme an einer Sensibili-
sierungswoche wendet der Arbeitgeber 
seinen Arbeitnehmern Arbeitslohn zu. 
Nach der Entscheidung des Bundesfi-
nanzhofs kommt aber (unter den Vor-
aussetzungen des § 3 Nr. 34 Einkom-
mensteuergesetz) für Leistungen des 
Arbeitgebers zur betrieblichen Ge-
sundheitsförderung eine Steuerbefrei-
ung von bis zu 500 EUR in Betracht.  |

◼ Sachverhalt

Das vom Arbeitgeber mitentwickelte 
Seminarkonzept sollte u. a. dazu die-
nen, die Leistungsfähigkeit und Motiva-
tion der Belegschaft zu erhalten. Dabei 
wurden grundlegende Erkenntnisse 
über einen gesunden Lebensstil ver-
mittelt. Die Kosten für die allen Mitar-
beitern offenstehende Teilnahme trug 
(mit Ausnahme der Fahrtkosten) der 
Arbeitgeber. Für die Teilnahmewoche 
mussten die Arbeitnehmer ein Zeitgut-
haben oder Urlaubstage aufwenden.

Die Zuwendung der Sensibilisierungs-
woche führt nach dem Urteil zu Arbeits-
lohn, da es sich um eine allgemein ge-
sundheitspräventive Maßnahme auf 
freiwilliger Basis handelte. Demgegen-
über können Maßnahmen zur Vermei-
dung berufsspezifischer Erkrankungen 
im ganz überwiegenden eigenbetriebli-
chen Interesse des Arbeitgebers liegen 
und daher keinen Arbeitslohn darstellen. 

Quelle  |  BFH-Urteil vom 21.11.2018, Az. VI R 
10/17, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 207948; 
BFH, PM Nr. 18 vom 27.3.2019 

Für Unternehmer

Vorsteuervergütungs-
verfahren: Anträge  
bis 30.9.2019 stellen

|  Die EU-Mitgliedstaaten erstatten inlän-
dischen Unternehmern unter bestimm-
ten Bedingungen die dort gezahlte Um-
satzsteuer. Ist der Unternehmer im 
Ausland für umsatzsteuerliche Zwecke 
nicht registriert, kann er die Beträge 
durch das Vorsteuervergütungsverfah-
ren geltend machen. Die Anträge für 2018 
sind bis zum 30.9.2019 über das Online-
Portal des Bundeszentralamts für Steu-
ern zu stellen. Weitere Einzelheiten er-
fahren Sie unter www.iww.de/sl1642.  |
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Für Unternehmer

Umsatzsteuer: Pflanzen-
lieferungen für eine 
neue Gartenanlage mit 
19 % zu versteuern

|  Dass es im Steuerrecht auf den jewei-
ligen Einzelfall ankommt, musste jüngst 
ein Garten- und Landschaftsbaubetrieb 
vor dem Bundesfinanzhof erfahren. Da-
nach bildet die Lieferung von Pflanzen 
mit den damit im Zusammenhang ste-
henden Gartenbauarbeiten eine einheit-
liche komplexe Leistung, wenn auf der 
Grundlage eines Gesamtkonzepts eine 
Gartenanlage geschaffen wird. Ein er-
mäßigter Umsatzsteuersatz (7 %) für 
die Pflanzen scheidet folglich aus.  |

Nach einer früheren Entscheidung des  
Bundesfinanzhofs können zwar jeweils 
selbstständige Leistungen vorliegen, 
wenn der Betreiber einer Baumschule 
auf Wunsch eines Teils seiner Kunden 
auch das Einpflanzen der dort gekauften 
Pflanzen übernimmt. Denn dann geht 
weder die sonstige Leistung des Ein-
pflanzens (19 % USt) in der Pflanzenlie-
ferung (7 % USt) noch die Pflanzenliefe-
rung in dieser sonstigen Leistung auf. 

Eine andere Beurteilung ergibt sich, 
wenn unter Verwendung von Pflanzen 
auf der Grundlage eines Gesamtkon-
zepts etwas selbstständiges „Drittes“ 
im Sinne einer gärtnerischen Anlage 
geschaffen wird. Die Pflanzenlieferun-
gen sind dann zwar keine (untergeord-
nete) Nebenleistung zu den Gartenbau-
arbeiten als Hauptleistung. Vielmehr 
liegt eine einheitliche Leistung vor, da 
durch die Kombination der Pflanzenlie-
ferungen (Büsche, Sträucher, Bäume, 
Rasen) mit den Gartenbauarbeiten et-
was Eigenständiges, Neues geschaffen 
wurde.

MERKE  |  Dass die gartenbaulichen 
Arbeiten und die Pflanzenlieferungen 
in getrennten Verträgen und zeitver-
setzt vereinbart und durchgeführt 
wurden, ändert daran nichts. Für die 
Abgrenzung (einheitliche versus ge-
trennte Leistung) kommt es nämlich 
nicht entscheidend darauf an, ob die 
Leistungen formal in einem einheitli-
chen oder in mehreren getrennten 
Verträgen vereinbart wurden.

Quelle  |  BFH-Urteil vom 14.2.2019, Az. V R 
22/17, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 208237; 
BFH-Urteil vom 25.6.2009, Az. V R 25/07

Für alle Steuerpflichtigen

KV-Beiträge des Kindes als Sonderausgaben der 
Eltern: Verwaltung weiter steuerzahlerfreundlich

|  Tragen Eltern wegen einer Unterhaltsverpflichtung die Basiskranken- und Pflege-
versicherungsbeiträge ihres Kindes, für das ein Anspruch auf Kindergeld besteht, 
können sie diese als eigene Beiträge als Sonderausgaben steuermindernd abset-
zen. Der Bundesfinanzhof hatte die Hürden für diese Gestaltungsvariante in 2018 
erhöht, was die Finanzverwaltung nun aber abgelehnt hat.  |

In seiner Entscheidung hatte der Bun-
desfinanzhof zwar herausgestellt, dass 
die von den Eltern ansetzbaren Beiträge 
grundsätzlich auch die vom Arbeitgeber 
im Rahmen einer Berufsausbildung ein-
behaltenen Basiskranken- und Pflege-
versicherungsbeiträge umfassen. 

Nach Ansicht des Bundesfinanzhofs ist 
jedoch Voraussetzung für den Steuer-
abzug, dass die Eltern die Beiträge des 
Kindes tatsächlich gezahlt oder erstat-
tet haben. Eine Leistung durch Sachun-
terhalt reicht (im Gegensatz zur Mei-
nung der Finanzverwaltung) nicht aus. 

Zum anderen bedarf es im Hinblick auf 
die Unterhaltsverpflichtung bei volljäh-
rigen, in Ausbildung befindlichen Kin-
dern – ggf. unter Anrechnung deren eige-
ner Einkünfte und Bezüge – einer im 
Einzelfall zu überprüfenden Unterhalts-
bedürftigkeit.

Das Bundesfinanzministerium hat nun 
einerseits darauf hingewiesen, dass die 
Rechtsprechung dem Grunde nach im 
Einklang mit der bestehenden Verwal-

tungsansicht steht. Dort, wo der Bun-
desfinanzhof die Anspruchsvorausset-
zungen aber strenger ausgelegt hat, ist 
die Entscheidung über den entschiede-
nen Einzelfall hinaus nicht anzuwenden.  

PRAXISTIPP  |  Das Schreiben des 
Bundesfinanzministeriums ist zu be-
grüßen. Da die Finanzämter an diese 
Ausführungen gebunden sind, wurde 
der Rechtsprechung ihre Brisanz ge-
nommen. 

Der Bundesfinanzhof ist an Verwal-
tungsanweisungen indes nicht gebun-
den. Das bedeutet: Sollte ein entspre-
chender Sachverhalt erneut vom Bun-
desfinanzhof zu entscheiden sein, 
dürfte dieser abermals seine strenge-
ren Maßstäbe anlegen. Somit sind El-
tern auf der sicheren Seite, wenn sie 
die Beträge in Form von Barunterhalt 
leisten.

Quelle  |  BMF-Schreiben vom 3.4.2019, Az. IV 
C 3 - S 2221/10/10005 :005, unter www.iww.de, 
Abruf-Nr. 208267; BFH-Urteil vom 13.3.2018, 
Az. X R 25/15

Für Unternehmer

Nebenberufliche Tätigkeit als Übungsleiter:  
Verluste sind steuerlich grundsätzlich abziehbar
|  Verluste aus einer nebenberuflichen Tätigkeit als Übungsleiter sind auch dann 
zu berücksichtigen, wenn die Einnahmen den Übungsleiterfreibetrag in Höhe von 
2.400 EUR pro Jahr nicht übersteigen. Dies hat der Bundesfinanzhof entschieden.  |

◼◼ Sachverhalt

Ein Übungsleiter hatte Einnahmen von 
108 EUR und Ausgaben von 609 EUR 
erzielt. Die Differenz (501 EUR) erklärte 
er als Verlust aus selbstständiger Tätig-
keit, den das Finanzamt nicht aner-
kannte. Begründung: Betriebsausga-
ben oder Werbungskosten sind nur zu 
berücksichtigen, wenn sowohl die Ein-
nahmen als auch die Ausgaben den 
Freibetrag übersteigen. Das Finanzge-
richt Mecklenburg-Vorpommern und 
der Bundesfinanzhof sahen das anders.

Entschieden ist der Fall damit aber 
noch nicht. Denn das Finanzgericht 
muss nun im zweiten Rechtsgang klä-
ren, ob der Übungsleiter eine Gewinn-
erzielungsabsicht hatte. Diese Frage 
stellt sich, weil die Einnahmen im 
Streitjahr nicht einmal annähernd die 
Ausgaben gedeckt haben. Ohne Ge-
winnerzielungsabsicht wären die Ver-
luste nicht zu berücksichtigen. 

Quelle  |  BFH-Urteil vom 20.11.2018, Az. VIII R 
17/16, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 208619; 
BFH, PM Nr. 24 vom 2.5.2019
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↘↘ HAFTUNGSAUSSCHLUSS
Der Inhalt des Rundschreibens ist nach 
bestem Wissen und Kenntnisstand 
erstellt worden. Die Komplexität und der 
ständige Wandel der Rechtsmaterie ma-
chen es notwendig, Haftung und Gewähr 
auszuschließen. Das Rundschreiben 
ersetzt nicht die individuelle persönliche 
Beratung.

Für alle Steuerpflichtigen

Kein privates Veräußerungsgeschäft bei kurzfristiger 
Vermietung nach langjähriger Eigennutzung

|  Der Gewinn aus der Veräußerung einer nach langjähriger Eigennutzung kurzzeitig 
vermieteten Eigentumswohnung innerhalb von zehn Jahren seit deren Erwerb ist 
nicht einkommensteuerpflichtig. Mit dieser Entscheidung des Finanzgerichts Baden-
Württemberg will sich das unterlegende Finanzamt aber nicht zufriedengeben.  |

Hintergrund: Private Veräußerungsge-
schäfte mit Grundstücken, bei denen 
der Zeitraum zwischen Anschaffung 
und Veräußerung nicht mehr als zehn 
Jahre beträgt, unterliegen grundsätz-
lich der Spekulationsbesteuerung.

Ausgenommen sind allerdings Wirt-
schaftsgüter, die

•• im Zeitraum zwischen Anschaffung 
und Veräußerung ausschließlich zu 
eigenen Wohnzwecken (1. Alterna-
tive) oder

•• im Jahr der Veräußerung und in den 
beiden vorangegangenen Jahren zu 
eigenen Wohnzwecken (2. Alterna-
tive) genutzt wurden.

◼◼ Sachverhalt

Ein Steuerpflichtiger hatte 2006 eine 
Eigentumswohnung gekauft und diese 
bis April 2014 durchgehend zu eigenen 
Wohnzwecken genutzt. Von Mai bis De-
zember 2014 vermietete er diese an 
Dritte. Mit notariellem Kaufvertrag vom 
17.12.2014 verkaufte er die Wohnung.

Das Finanzamt ermittelte einen Veräu-
ßerungsgewinn von 44.338 EUR. Nach 
Ansicht des Steuerpflichtigen war die 
Veräußerung jedoch nicht steuerbar, da 
er die Wohnung im Jahr der Veräuße-
rung und in den beiden vorangegange-
nen Jahren zu eigenen Wohnzwecken 
genutzt habe. Eine „ausschließliche“ 
Nutzung zu eigenen Wohnzwecken sei 
nicht erforderlich. Dieser Meinung hat 
sich das Finanzgericht Baden-Würt-
temberg angeschlossen.

Nach der Entscheidung des Finanzge-
richts erfordert die 2. Alternative (im 
Gegensatz zur 1. Alternative) keine 
Ausschließlichkeit der Eigennutzung. 
Unter Berücksichtigung der Rechtspre-
chung des Bundesfinanzhofs genügt 
ein zusammenhängender Zeitraum der 
Nutzung zu eigenen Wohnzwecken, der 
sich über drei Kalenderjahre erstreckt, 
ohne sie – mit Ausnahme des mittleren 
Kalenderjahrs – voll auszufüllen.

Da die (längerfristige) Vermietung vor 
Beginn des Dreijahreszeitraums un-
schädlich ist, ist es nicht nachvollzieh-
bar, warum eine kurzzeitige Vermietung 
bis zur Veräußerung am Ende einer 
langjährigen Eigennutzung zur Steuer-
pflicht führen sollte. Vielmehr muss eine 
kurzzeitige Vermietung am Ende des 
Dreijahreszeitraums gerade dazu füh-
ren, dass die Veräußerung nicht der Ein-
kommensteuer unterliegt. Insofern ist 
auch nicht zwischen einem steuer-
unschädlichen Leerstand und einer 
steuerschädlichen Vermietung zu diffe-
renzieren.

Beachten Sie  |  Das Finanzgericht hat 
gegen sein Urteil keine Revision zuge-
lassen. Daher hat das Finanzamt Nicht-
zulassungsbeschwerde eingelegt, die 
beim Bundesfinanzhof anhängig ist.

Quelle  |  FG Baden-Württemberg, Urteil vom 
7.12.2018, Az. 13 K 289/17, NZB BFH unter Az. IX 
B 28/19, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 208013; 
FG Baden-Württemberg, PM Nr. 2/2019 vom 
1.4.2019; BFH-Urteil vom 27.6.2017, Az. IX R 37/16

Für Unternehmer

Pkw-Privatnutzung: 
Besondere Hersteller
liste für Listenpreis
nicht maßgebend

|  Bei der Ermittlung der Privatnutzung 
eines betrieblich genutzten Fahrzeugs 
wird oft die Ein-Prozent-Regel ange-
wandt. Das heißt: Der Privatanteil wird 
mit monatlich 1 % des Bruttolistenprei-
ses des Pkw im Zeitpunkt der Erstzu-
lassung ermittelt. Bislang war offen, 
welcher Listenpreis heranzuziehen ist, 
wenn mehrere Preislisten vorliegen. 
Dies hat der Bundesfinanzhof nun ge-
klärt: Der Preis ist laut allgemein zu-
gänglicher Liste und nicht nach einer 
eventuell vorliegenden besonderen 
Herstellerliste zu bestimmen.  |

◼◼ Sachverhalt

Ein Taxiunternehmer nutzte einen Pkw 
nicht nur für sein Gewerbe, sondern  
auch für private Zwecke. Die Privatnut-
zung versteuerte er nach der Ein-Pro-
zent-Regel. Der Unternehmer legte den 
Bruttolistenpreis von 37.500 EUR aus 
einer vom Hersteller herausgegebenen 
Preisliste für Taxen und Mietwagen 
zugrunde. Das Finanzamt war jedoch 
der Ansicht, dass der mithilfe der 
Fahrzeug-Identifikationsnummer ab-
gefragte höhere Listenpreis von 
48.100 EUR heranzuziehen sei.

Entgegen der Entscheidung des Finanz-
gerichts Düsseldorf hat der Bundes
finanzhof die Sichtweise des Finanz-
amts in der Revision bestätigt. Maßgeb-
lich ist derjenige Listenpreis, zu dem 
ein Steuerpflichtiger das Fahrzeug als 
Privatkunde erwerben kann.

MERKE  |  Das Urteil ist für alle Son-
derpreislisten mit Rabatten relevant, 
die ein Fahrzeughersteller bestimmten 
Berufsgruppen gewährt. 

Quelle  |  BFH-Urteil vom 8.11.2018, Az. III R 
13/16, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 207552

Für Arbeitgeber

Praktikum mit Unterbrechung: Kein Anspruch auf 
Mindestlohn
|  Nach dem Mindestlohngesetz haben Praktikanten keinen Mindestlohn-Anspruch, 
wenn sie das Praktikum zur Orientierung für eine Berufsausbildung oder für die Auf-
nahme eines Studiums leisten und es eine Dauer von drei Monaten nicht übersteigt. 
In einem vom Bundesarbeitsgericht (BAG-Urteil vom 30.1.2019, Az. 5 AZR 556/17) 
entschiedenen Fall verlangte die Praktikantin den Mindestlohn, weil die Höchstdauer 
überschritten worden sei. Nach Ansicht des Gerichts sind aber Unterbrechungen in-
nerhalb des zeitlichen Rahmens möglich, wenn – wie vorliegend – die Praktikantin 
hierfür persönliche Gründe hat und die einzelnen Abschnitte zusammenhängen.  |


